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Vereinbarung

Zwischen der

Politischen Gemeinde X

als Auftraggeberin
und

Hans Musterer 

[Name und Adresse]

als Beauftragter
wird folgende Vereinbarung betreffend die Durchführung von Kontrollen bei Holzfeuerungen bis 70 kW Feuerungswärmeleistung (FWL) gemäss Art. 13 Abs. 3 der Luftreinhalteverordnung (SR 814.318.142.1; abgekürzt LRV) abgeschlossen:

1.
Der Beauftragte wird ermächtigt, in der politischen Gemeinde X gelegene, nicht messpflichtige Holzfeuerungen bis 70 kW FWL einer Kontrolle gemäss LRV zu unterziehen. 


Der Beauftragte ist befugt, die Kontrolle an jene Angestellten zu delegieren, welche die Voraussetzungen zur Ermächtigung
 selbst ebenfalls erfüllen. 

2.
Die Durchführung der Holzfeuerungskontrolle richtet sich nach der «Vollzugshilfe Holzfeuerungen bis 70 kWFWL» des Amtes für Umwelt vom 15. November 2018, insbesondere den Ziff. 1 bis 4. 

3.
Der Beauftragte verpflichtet sich, die Holzfeuerungskontrolle in der Regel anlässlich einer feuerschutzgesetzlichen Kontrolle bzw. Reinigung durchzuführen.


Der Beauftragte verpflichtet sich, von der Auftraggeberin Einzelaufträge zur Kontrolle (ohne Reinigung) zu übernehmen.

4.
Die Auftraggeberin unterstützt den Beauftragten, insbesondere indem sie ihn über Inbetriebnahme und Ersatz von Anlagen sowie über Immissions-Klagen informiert.

5.
Der Beauftragte dokumentiert jede Kontrolle mit einem Rapport. 

6.
Nach Abschluss des Kalenderjahres stellt der Beauftragte der Auftraggeberin bis jeweils Mitte Januar unaufgefordert eine Liste der von ihm während der letzten zwölf Monate kontrollierten Anlagen zu.


Die Liste hat die folgenden Angaben zu enthalten:


a)
Anlagestandort;

b)
Art der Feuerung;

c)
Ergebnis der Kontrolle (in Ordnung/technische Beanstandung/Beanstandung des Brennstoffs);

d)
nächste Kontrolle (Angabe Jahr).
7.
Beanstandete Anlagen sowie Verstösse gegen Brennstoffvorschriften meldet der Beauftragte innert 30 Tagen nach der jeweiligen Kontrolle der Auftraggeberin. Er legt das ausgefüllte Rapport-Formular sowie geeignete Beweismittel wie Fotoaufnahmen, Ascheprobe, Brennstoffmuster usw. bei. 

8.
Sofern der Anlageninhaber oder die Anlageninhaberin bereit ist, die Mängel ohne vorgängigen Erlass einer Verfügung zu beheben, nimmt der Beauftragte die Nachkontrolle selbständig vor. Die Fristen zur Mängelbehebung richten sich nach der «Vollzugshilfe Holzfeuerungen bis 70 kWFWL» des Amtes für Umwelt vom 15. November 2018.
9.
Weigert sich der Anlageninhaber oder die Anlageninhaberin von vornherein, die Mängel zu beheben, oder sind diese bis zur nächsten Kontrolle noch nicht behoben, übergibt der Beauftragte die Unterlagen mitsamt einem Sanierungsvorschlag der Auftraggeberin. Diese erlässt eine Sanierungsverfügung.

10.
Der Beauftragte stellt dem Anlageninhaber oder der Anlageninhaberin die Holzfeuerungskontrolle direkt in Rechnung
. Wird die Rechnung nach einer ersten durch den Beauftragten durchgeführten Mahnung nicht bezahlt, übergibt der Beauftragte die Rechnung der Auftraggeberin zum Inkasso
. Die Auftraggeberin vergütet dem Beauftragten in solchen Fällen den ursprünglichen Rechnungsbetrag ohne Mahnspesen. 

Für die jeweiligen Kontrolltätigkeiten gelten Fixbeträge. Sie werden von der Auftraggeberin periodisch neu festgesetzt (Gebührentarif der politischen Gemeinde X vom xx.yy.20zz).
11.
Der Beauftragte untersteht bezüglich der Holzfeuerungskontrolle dem Amtsgeheimnis.

12.
Diese Vereinbarung tritt nach der gegenseitigen Unterzeichnung in Kraft und gilt bis Ende des Kalenderjahres. Erfolgt durch keine der Parteien eine Kündigung, so wird sie stillschweigend um ein Jahr verlängert. Die ordentliche Kündigungsfrist beträgt drei Monate.

13.
Bei Nichteinhalten dieser Vereinbarung kann sie die politische Gemeinde mit einer Kündigungsfrist von einem Monat auf jedes Monatsende ausserordentlich kündigen. 

14.
Die Zuständigkeit zur Behandlung von Streitigkeiten über die Erfüllung dieser Vereinba​rung richtet sich nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (sGS 951.1).

......................... [Ort und Datum]

......................... [Ort und Datum]

POLITISCHE GEMEINDE X
Hans Musterer 

GEMEINDERAT X

Der Gemeindepräsident:

......................... [Name]
......................... [Name]

Die Gemeinderatsschreiberin:
......................... [Name]
� 	Anforderungsprofil gem. Vollzugshilfe «Emissionsmessung bei Feuerungen für Öl, Gas und Holz», BAFU 2018


� 	Das Gesamt-Anlageninventar der Gemeinde wird von der Auftraggeberin geführt. 


� 	Es ist zweckmässig, für Reinigung und Holzfeuerungskontrolle zwei separate Rechnungen auszustellen, weil das Inkasso für die Reinigung nur durch den Beauftragten erfolgen kann.


� 	Der Beauftragte selbst hat keine Verfügungsgewalt. Es kann somit nur die Auftraggeberin die für die Kontrolle geschuldete Gebühr verfügen. Die rechtskräftige Verfügung gilt im Betreibungsverfahren als definitiver Rechtsöffnungstitel. 






